
SPIEGEL-UMFRAGE in Baden-Württemberg
Stuttgart 21 und die Folgen

Dafür 46

43Dagegen

„Sind Sie für oder gegen 
das Projekt Stuttgart 21?“

Dafür 64

33Dagegen

„Sind Sie dafür, mit einer Volksabstimmung
in Baden-Württemberg über die Fortsetzung
oder den Stopp von Stuttgart 21 entscheiden
zu lassen?“

CDU
34

44,2

Wahl-
ergebnis
2006

* Landesverband wurde
 erst 2007 gegründet

SPD 19

FDP 6

Grüne
32

Linke* 5

„Welche Partei würden Sie wählen, wenn
am kommenden Sonntag Landtagswahl
in Baden-Württemberg wäre?“

TNS Forschung;  1002 Befragte am 6. und 7. Oktober;
Angaben in Prozent; an 100 fehlende Prozent: „weiß nicht“/
keine Angabe/Sonstige

11,7

25,2

10,7

Die Botschaft von Heiner Geißler
passt auf einen linierten Zettel,
den er offensichtlich eilig aus

 einem Notizblock gerissen hat: „Wir
 wollen nicht, dass es hier in Stuttgart
 zugeht wie in der Hamburger Hafen -
straße oder in Berlin-Kreuzberg“, ver-
kündet der 80-Jährige am vergangenen
Donnerstag in der großen Schalterhalle
des Hauptbahnhofs.

Geißler ist gebürtiger Baden-Würt -
temberger, langjähriger Stuttgarter, ein
Schwabenversteher, der selbst kaum glau-
ben kann, dass seine Landsleute, diese
braven, rechtschaffenen Häuslebauer, auf-
einander losgehen wie der Mob der Groß-
stadt. Der ehemalige CDU-Generalsekre-
tär ist angetreten, den Streit zwischen
Gegnern und Befürwortern des Bahnpro-
jekts Stuttgart 21 zu schlichten. Er setzt
dabei auf „völlige Transparenz“. Alles
müsse jetzt auf den Tisch, „alle Argumen-
te, alle Fakten, alle Zahlen“.

Genau das fürchten die Projektverant-
wortlichen. Denn so würde erkennbar,
auf welch tönernem Fundament sie ste-
hen: wie hohl die angeblichen Zuge -
ständnisse von Ministerpräsident Stefan
 Mappus (CDU) sind, einstweilen keine
weiteren Abriss- und Abholzarbeiten vor-
zunehmen. Oder was die letzte Kosten-
kalkulation der Bahn wert ist. 

Kommt alles auf den Tisch, wird publik,
dass die nächsten Bäume im Schloss -
garten laut Projektplan ohnehin erst im
Herbst 2011 fallen sollten. Und dass der
Abriss des Südflügels „rund 24 Monate
nach Baubeginn, also frühestens im Früh-
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Ende der Mogelei
Zwei Drittel der Baden-Württemberger sind für eine Volks-

befragung über das umstrittene Bahnprojekt. Interne
Papiere belegen, dass die Kostenplanung schöngerechnet ist.
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jahr 2012, vorgesehen ist“, wie Werner
Wölfle erklärt, der Grünen-Fraktionschef
im Rat der Stadt Stuttgart. 

Kommt alles auf den Tisch, wird Stutt-
gart auch erfahren, dass Mappus einen
neuen Grund hat, den Südflügel vor -
läufig zu erhalten: In dem fast hundert
Jahre alten Gemäuer sind derzeit die
Polizisten untergebracht, die die Bau -
arbeiten am Bahnhof schützen sollen.
„Die Zeit des Mogelns ist jetzt vorbei“,
sagt Wölfle. 

Alles auf den Tisch – Geißlers Gespür
für Stimmen und Stimmungen funktio-
niert fraglos. TNS Forschung hat vergan-
gene Woche im Auftrag des SPIEGEL die
Bürger in Baden-Württemberg um ihre
Meinung gebeten. Und auf die Frage, war -
um die Stuttgart-21-Demonstranten auf
die Straße gehen, glaubten 37 Prozent,
sie wollten wohl ihren Unmut darüber
bekunden, „dass sie von Politikern unzu-
reichend oder falsch informiert werden“.

Völlige Transparenz als Merkmal von
Demokratie? Die Baden-Württemberger
sind offenkundig dafür. Laut der reprä-
sentativen Umfrage sprechen sich fast
zwei Drittel für eine Volksabstimmung
zu Stuttgart 21 aus (siehe Grafik). Und
noch unangenehmer als diese eindeutige
Aufforderung muss für Regierungschef
Mappus das Ergebnis der sogenannten
Sonntagsfrage sein: Der zufolge erhält
die CDU im Land nur noch 34 Prozent
der Wählerstimmen, während die Grünen
inzwischen das Vertrauen von 32 Prozent
genießen. Die vor Wochen noch surreal
anmutende Vorstellung einer Ablösung
der Union durch eine grün-rote Koalition
nimmt allmählich realistische Züge an.

Folgt man den Umfrageergebnissen,
ist sogar das Projekt Stuttgart 21 bei 

den Bürgern beliebter als 
die CDU. Eine knappe Mehr-
heit von 46 zu 43 Prozent

 befürwortet die Milliardeninvestition –
woraus Mappus die Empfehlung ab-
 leiten kann, möglichst schnell eine
 Volksbefragung durchzuführen, die den
Bahnneubau bestätigt und die Stim-
mung contra Union womöglich noch ab-
mildert.

Eigentlich hatte der Ministerpräsident
vorige Woche mit der Anwerbung seines
Parteifreunds Geißler eine Umarmungs-
offensive starten wollen. Doch dann
sprach der Attac-Aktivist von Friedens-
pflicht und Baustopp, und schon war
Mappus wieder in der Defensive. Als be-
sonders gefährlich könnte sich für den
Regierungschef erweisen, dass Geißler in
seinen Gesprächen ab Donnerstag „viele
Fragen mit dem gesunden Menschenver-
stand beurteilen“ möchte.

Zum Beispiel bei Fragen zu den Kosten
von Stuttgart 21. Als die Projektbeteilig-

Mediator Geißler
„Mit dem gesunden Menschenverstand“



ten im April 2009 alle Verträge unter-
zeichneten, wurde der Bahnhofsumbau
auf rund 3 Milliarden Euro taxiert. Doch
schon im Verlauf des Jahres ermittelte
die Bahn tatsächliche Baukosten von  
4,9 Milliarden Euro. Es wäre das sichere
Aus für Stuttgart 21 gewesen, nachdem
die Landesregierung 4,5 Milliarden Euro
als Obergrenze des Mammutprojekts de-
finiert hatte. Also ließ Bahn-Chef Rüdiger
Grube seine treuesten Leute noch einmal
nachrechnen. Sie wurden fündig – und
kalkulierten die Kosten auf 4,0878 Mil -
liarden herunter.

Wie und wo die Budgetplaner fast 900
Millionen Euro sparen wollen, haben sie
auf den Seiten fünf und sechs der Vorlage
zur Bahn-Aufsichtsratssitzung vom 9. De-
zember 2009 summiert; das interne Pa-
pier liegt dem SPIEGEL vor. 

Auf Basis einer „Markt- und Vergabe-
analyse“, bei der die Stuttgarter Pläne
mit anderen Tunnelbauten des Konzerns
abgeglichen wurden, dürfe man beispiels-
weise 598 Millionen Euro herausstreichen.
Weitere 294 Millionen an Einsparungs-
möglichkeiten hat die Bahn bei der „Op-
timierung der Bauwerke“ identifiziert.
Ein „geringerer als angenommener Quell-
druck“ in den unterirdischen Streckentei-

len habe zudem „Auswirkung auf die
 benötigte Stahlmenge in den betroffenen
Tunnelbauwerken“. Das heißt: Deren
Wände könnten einfach dünner gebaut
werden. So brauchte man weniger teuren
Stahl. Und das „ohne Beeinträchtigung
der Qualität und Sicherheit“, versicherten
die Planer.

Eine formidable Streichliste also. Ihr
Schönheitsfehler: Die Sparvorschläge
existieren nur auf dem Papier.

Zum einen wurden sie „ohne vertiefte
Planung abgeschätzt“, wie die Bahn in
der Auflistung einräumt. Zum anderen
sind „zur Realisierung dieser Punkte zum
Teil die Zustimmung des Eisenbahnbun-
desamtes, der Architekten, der Projekt-
planer, der Bauherren und Gutachter not-
wendig“. 

Soll heißen: Für keine der Änderungen
ist bislang eine Genehmigung erteilt
 worden. Auf Nachfrage musste die Bahn
vergangenen Donnerstag gar erklären,
dass entsprechende Anträge, etwa beim
Eisenbahnbundesamt, überhaupt noch
nicht gestellt wurden. Bis jetzt seien
„noch keine Aufträge für den Tunnelbau
vergeben worden, entsprechend gibt es
auch noch keine Ausführungsplanungen“.
Ein konkreter Zeitpunkt für die Vergabe
könne derzeit nicht genannt werden, sag-
te eine Sprecherin, anvisiert sei 2011.

Nützlich erscheint ein Vergleich der
neu heruntergerechneten Kosten für Stutt-
gart 21 mit jüngsten Tunnelbauprojekten
der Bahn: So wird etwa der Citytunnel
Leipzig rund 900 statt der angestrebten
572 Millionen Euro kosten. Dabei misst
der Bau gerade mal 4010 Meter, in Stutt-
gart sind allein in der Stadt 33 Kilometer
Tunnel in zum Teil schwierigstem Gestein
zu graben. Doch die Bahn besteht darauf,
dass die Projekte nicht miteinander ver-
glichen werden könnten.

„Wenn diese Einsparungen nicht reali-
sierbar sind, hat die Bahn ein dickes Pro-
blem“, warnt der Bundestagsabgeordnete
Uwe Beckmeyer. Der Sozialdemokrat aus
Bremen beklagt bei dem Schienenkon-
zern „einen Rückfall in alte kommunika-
tive Muster jenseits von Transparenz und
Dialogbereitschaft“.

„Der Aufsichtsrat der Bahn hätte diesen
Kalkulationen niemals zustimmen dürfen,
ohne Belege dafür einzufordern“, sagt
der Grünen-Politiker Winfried Hermann.
Der Vorsitzende des Verkehrsausschusses
im Deutschen Bundestag hat in der ver-
gangenen Woche in einer parlamentari-
schen Anfrage der Bundesregierung 59
Fragen zu Stuttgart 21 und der Neubau-
strecke Wendlingen–Ulm gestellt. Er sorgt
sich um die Sicherheit der Tunnelbauten
vor allem bei dünneren Wänden.

„Wir sollen sichere Tunnel bauen, aber
keine Bunker“, begegnet Bahn-Vorstand
Grube solchen Bedenken selbstbewusst.
In puncto Sicherheit gäbe es für ihn „kei-
nen Zehntelmillimeter Spielraum“.

Dass das Eisenbahnbundesamt der
technischen Abrüstung von Stuttgart 21
einen Persilschein ausstellt, ist nicht zu
erwarten. Bei einem Teilstück, dem
knapp zehn Kilometer langen Fildertun-
nel, forderte das Amt die Bahn bereits
zu teuren Nachbesserungen auf. Dem-
nach muss der Bauherr nun alle 500 Me-
ter Rettungsstollen zwischen den Tunnel-
röhren anlegen – statt wie geplant alle
1000 Meter. SIMONE KAISER

Deutschland
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Ministerpräsident Mappus
Wieder in der Defensive
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